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1 Planungsrechtliche Festsetzungen 

(§ 9 Abs. 1 BauGB und BauNVO) 

1.0 Außerkraftsetzung bisheriger Bebauungsvorschriften 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplans werden alle innerhalb des im Lageplan zur die-

ser Änderung gehörenden Geltungsbereich liegenden zeichnerischen und textlichen 

Bauvorschriften durch die nachfolgenden Regelungen ersetzt. 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 1 BauNVO) 

1.1.1 Festsetzung der Baugebiete (§ 1 Abs. 2 u. 3 BauNVO) 

Siehe Einschrieb im Lageplan. 

WB : Besondere Wohngebiete (§ 4a BauNVO) 

Zulässig sind: 

WB: - Wohngebäude, 

- Läden, Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Schank- und Speisewirtschaf-

ten, 

- sonstige Gewerbebetriebe, 

- Geschäfts- und Bürogebäude, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-

cke 

1.1.2 Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

WB: - Anlagen für zentrale Einrichtungen der Verwaltung 

1.1.3 Ausschluss allgemein zulässiger Nutzungen (§ 1 Abs. 5 BauNVO) 

Folgende allgemein zulässigen Nutzungen sind nicht zulässig: 

WB: - keine 

1.1.4 Ausschluss ausnahmsweise zulässiger Nutzungen (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO) 

Folgende ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind nicht Bestandteil des Bebau-

ungsplanes und damit nicht zulässig: 

WB: - Vergnügungsstätten, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oderih-

res Umfangs nur in Kerngebieten allgemein zulässig sind 

- Tankstellen 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 16-21a BauNVO) 

Siehe Einschriebe im Lageplan. 

Im Lageplan sind nach § 16 Abs. 2 BauNVO festgesetzt: 

1. Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) 
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2. Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) 

3. Anzahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO) 

1.2.1 Höhenlage und Höhe baulicher Anlagen 

(§ 16 Abs. 4 und § 18 BauNVO) 

Siehe Einschriebe im Lageplan. 

Bezugshöhe (BZH): 

Die Bezugshöhe ist der untere Bezugspunkt für die Trauf- und Gebäudehöhenfestset-

zung in Meter über Normalnull (m. ü. NN) im neuen Höhensystem und wurde für jedes 

geplante Baugrundstück durch Eintrag im Lageplan definiert. 

Traufhöhe (TH): 

Siehe Einschrieb im Lageplan. 

Die Traufhöhe ist der senkrechte Abstand von der festgelegten Bezugshöhe (BZH) bis 

zum fiktiven Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut / Traufe des Gebäudes / 

bauliche Anlage. 

Als Traufhöhe des Hauptdaches wird festgesetzt: 

WB 1: TH max. 7,0 m 

WB 2: keine 

Die Traufhöhe kann für Dachaufbauten (Gauben) um max. 2,5 m und für Quer- / Seiten-

giebel um bis zu 5,0 m auf bis zu 2/3 der jeweiligen Gebäudelänge erhöht werden. 

Gebäudehöhe (GH): 

Siehe Einschrieb im Lageplan. 

Die Gebäudehöhe / Höhe der baulichen Anlage ist der senkrechte Abstand von der fest-

gelegten Bezugshöhe (BZH) bis zum höchsten Punkt des Gebäudes / der baulichen 

Anlage (First). 

Als maximale Gebäudehöhe / Höhe der baulichen Anlage wird festgesetzt: 

WB 1: GH max. 12,0 m 

WB 2: GH max.   9,0 m 

1.2.2 Grundflächenzahl (GRZ) 

(§ 19 Abs. 1 BauNVO) 

Siehe Einschriebe im Lageplan. 

Als maximale Grundflächenzahl (GRZ) wird festgesetzt: 

WB 1: 0,6 

WB 2: 0,6 

1.2.3 Anzahl Vollgeschosse 

(§ 20 Abs. 1 BauNVO) 

Siehe Einschrieb im Lageplan. 

Als maximale Anzahl von Vollgeschossen (VG) wird festgesetzt: 

WB 1: keine 
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WB 2: II 

1.3 Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO) 

Siehe Einschrieb im Lageplan. 

a abweichende Bauweise (a) 

nach § 22 Abs. 4 BauNVO i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB 

Die Gebäude müssen im Sinne der offenen Bauweise mit seitlichem Grenz-ab-

stand errichtet werden. 

An den mit einer Baulinie gekennzeichneten Bereichen sind keine Abstandsflä-

chen erforderlich, hier müssen die Gebäude als Grenzbauten errichtet werden. 

Seitengiebel / Querbauten als Grenzbauten sind ebenfalls zulässig. 

1.4 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Siehe Einzeichnung im Lageplan. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baulinien (§ 23 Abs. 2 BauNVO) und 

Baugrenzen (§ 23 Abs. 3 BauNVO) bestimmt. 

Balkone und Terrassen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen (Bau-

fenster) zusätzlich in den jeweils dafür gekennzeichneten Flächen (Balkon bzw. Ter-

rasse) zulässig. 

1.5 Stellung der baulichen Anlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Siehe Einzeichnung im Lageplan. 

Die Hauptgebäuderichtungen (Hauptfirstrichtungen) sind einzuhalten. 

Ausgenommen sind Garagen, Carports und Nebenanlagen. 

Eine Abweichung von max. 5° zur festgelegten Richtung ist zulässig. 

1.6 Stellplätze und Garagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB / § 12 BauNVO) 

a) Stellplätze 

Keine Einschränkungen. 

b) Garagen 

Oberirdische Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Grund-

stücksflächen (Baufenster) zulässig. 

1.7 Nebenanlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 + 22 BauGB u. § 14 BauNVO) 

a) Nebenanlagen als Gebäude 

(§ 23 Abs. 5 BauNVO) 

Oberirdische und untergeordnete Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO 

als Gebäude (Schuppen, Gewächshäuser, Fahrradüberdachungen etc.) sind 
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außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) je Baugrundstück in 

Summe nur bis zu einer Größe von max. 40 m³ Brutto-Rauminhalt und einer Höhe 

von 3,0 m zulässig. 

Diese müssen zu Grundstücksgrenzen von öffentlichen Verkehrsflächen einen Min-

destabstand von 2,5 m einhalten. 

b) Sonstige Nebenanlagen 

Oberirdische und untergeordnete Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO, 

die keine Gebäude sind (Zugänge, Treppen, Stützmauern, Werbeanlagen, Spielge-

räte, Müllbehälter etc.) sind in einem Abstand von 2,5 m zu den Grundstücksgren-

zen von öffentlichen Verkehrsflächen nur bis zu einer Höhe von 0,8 m über dem an-

grenzenden Straßenniveau zulässig. 

c) Nebenanlagen zur Versorgung 

Die der Versorgung des Baugebiets dienende Nebenanlagen im Sinne von § 14 

Abs. 2 BauNVO (Telekommunikation, Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser, Abwasser 

etc.) sind als Ausnahme zulässig. 

1.8 Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Siehe Einzeichnung im Lageplan. 

Öffentliche PKW-Stellplatzanlage. 

1.9 Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Siehe Einzeichnung im Lageplan. 

Ein- und Ausfahrten von Kraftfahrzeugen sind von Flst. 124 (Weg / verdolter Mühlbach) 

nicht zulässig. 

1.10 Flächen für Versorgungsanlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 

Siehe Einzeichnung im Lageplan. 

Zweckbestimmung Elektrizität (Umspannstation der Energieversorgung). 

1.11 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege, zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

a) Interne Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen 

▪ Eine Rodung evtl. vorhandener Gehölze im Plangebiet ist nur im Zeitraum von 

01. Oktober bis einschließlich 28. Februar zulässig. 

▪ Der Oberboden innerhalb des Baufeldes und evtl. Lagerflächen ist vor Baube-

ginn fachgerecht abzutragen, seitlich zu lagern und nach der Baumaßnahme auf 

dem Baugrundstück wieder einzubauen. 
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▪ Außenbeleuchtungen (Straßenbeleuchtungen etc.) sind mit einer den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik entsprechenden insektenfreundlichen Beleuch-

tung auszustatten 

▪ Schadstoffabgebende Dachdeckungen aus Zink, Blei, Kupfer etc. sind unzuläs-

sig 

▪ PKW-Stellplätze und deren Zufahrten sind aus wasserdurchlässigen Belägen 

herzustellen (siehe Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen) 

▪ Reduzierung von Versiegelungen / Verbot von flächenhaften Schotterungen 

(siehe Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen) 

▪ Bepflanzung der nicht überbauten Grundstücksflächen und Eingrünung des 

Baugebietes (siehe Pflanzgebot 1) 

▪ Dachbegrünungen (siehe Pflanzgebot 2) 

▪ Nisthilfen / Insektenhotel (Maßnahme A1) 

Je Baugrundstück sind mind. 3 geeignete Nisthilfe mit Katzen- und Marder-

schutz für Höhlenbrüter etc. dauerhaft anzubringen und zu unterhalten. 

Alternativ kann auch ein Insektenhotel mit mind. 0,25 m² Fläche angebracht und 

dauerhaft unterhalten werden. 

Empfehlung (Nisthilfe): 

- Nisthöhle mit Fluglochweite 30 x 45 mm (Meisen, Gartenrotschwanz, Schnäp-

per, Sperling etc.) mit Rückzugswinkel für Fledermäuse 

- Nisthöhle mit Fluglochweite 27 mm (div. Meisen etc.) mit Rückzugswinkel für 

Fledermäuse 

- Nischenbrüterhöhle Fluglochweite 30 x 50 mm (Rotschwanz, Bachstelze, 

Grauschnäpper etc.) 

1.12 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (Pflanzgebot) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a in Verb. mit § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) 

Siehe Einzeichnungen im Lageplan. 

Die eingezeichneten Baumstandorte sind geringfügig variabel, die Art und Anzahl je 

Baugrundstück ist verbindlich einzuhalten. 

Hinweis: Abgehende Bepflanzungen sind innerhalb einer Vegetationsperiode ent-

sprechend zu ersetzen. 

Hinweis:  Die Regelungen des Nachbarrechtsgesetzes Baden-Württemberg (NRG) 

zu Pflanzabständen etc. sind zu beachten. 

a) Pflanzgebot 1 (PFG 1) 

Durchgrünung des Baugebietes 

Anpflanzung von Laubgehölzen gem. Einzeichnung im Lageplan. 

Dauerhafte Anpflanzung und Erhaltung eines mind. klein- bis mittelkroni-

gen heimischen Obst- oder Laubbaums (kein Nadelbaum). 

b) Pflanzgebot 2 (PFG 2) 

Dachbegrünung 
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Flachdächer und flach geneigte Dächer von Gebäuden (einschließlich Garagen und 

Carports) bis einschließlich 10° Dachneigung sind dauerhaft extensiv zu begrünen. 

Terrassen, Lichtkuppeln, technische Aufbauten (Klima- und Lüftungsgeräte, Auf-

züge etc.) sind bis zu max. 25 % der Dachfläche ohne Begrünung zulässig. 

Der Aufbau der Substratschicht muss mind. 12 cm betragen und ist mit einer tro-

ckenheitsverträglichen und widerstandsfähigen sowie artenreichen, buntblühenden 

und rasenbildenden Saatgutmischung einzusäen und dauerhaft zu unterhalten. 

 

 

 

Ausfertigungsvermerk 

 

Aufgestellt und ausgefertigt 

 

Dossenheim, den 30.06.2022 

 

 

 

 

____________________________ 

David Faulhaber, Bürgermeister 
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2 Örtliche Bauvorschriften 

(§ 74 LBO) 

2.1 Äußere Gestaltung 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

Zusammengebaute Gebäude (Doppel- und Reihenhäuser etc.) sind durchgängig mit 

der gleichen Dachform und Dachneigung zu errichten und gestalterisch aufeinander ab-

zustimmen. 

2.1.1 Dächer 

a) Dachformen 

Folgende Dachformen für die Hauptdächer sind zulässig: 

WB 1: Satteldächer (SD), Walmdächer (WD) und Krüppelwalmdächer (KWD) 

WB 2: Flachdächer (FD) 

b) Dachneigungen 

Folgende Dachneigungen (DN) für die Hauptdächer sind einzuhalten: 

WB 1: 35° - 48° 

WB 2:   0° –  5° 

c) Dachaufbauten (Gauben) 

Der senkrechte Abstand von Gauben muss zum First des Hauptdaches grundsätz-

lich mind. 1,0 m betragen. 

Der waagrechte Abstand zur Außenseite der Giebelwand des Gebäudes auf der zur 

Bahnhofstraße ausgerichteten Dachfläche muss jeweils mind. 1,5 m betragen. 

Auf der zur Bahnhofstraße ausgerichteten Dachfläche ist nur eine Schleppgaube mit 

einer max. Länge von 2/3 der jeweiligen Gebäudebreite und einer Dachneigung von 

mind. 25° zulässig. 

d) Querbauten (Seiten- bzw. Zwerchgiebel) 

Der senkrechte Abstand von Querbauten muss zum First des Hauptdaches mind. 

0,5 m betragen. 

Querbauten sind nur mit einer Länge von max. 8,0 m zulässig. 

Als Dachform für Querbauten sind auch Flachdächer zulässig. 

Querbauten auf der zur Bahnhofstraße ausgerichteten Dachseite sind nicht zulässig. 

e) Dacheinschnitte 

Die Summe aller Aufbauten und Einschnitte darf zusammen 2/3 der jeweiligen 

Länge des Gebäudes nicht überschreiten. 

Der senkrechte Abstand zum First muss mind. 1,0 m, der waagrechte Abstand zur 

äußeren Giebelwand des Gebäudes / Hausgruppe und zu anderen Aufbauten oder 

Einschnitten mind. 1,5 m betragen. 

f) Dachdeckung 

Zur Dachdeckung dürfen nur Betondachsteine oder Tonziegel in naturroten, rot-

braunen, grauen und anthrazitfarbenen Farbtönen verwendet werden. 

Photovoltaik und Solaranlagen sind grundsätzlich zulässig. 



Gemeinde Dossenheim Örtliche Bauvorschriften 

Bebauungsplan „Ortsmitte II A – Änderung 2“ 

 

 

 

Ausfertigung – 01.10.2021 / 23.05.2022  Seite 11 von 17 

Für flach geneigte Dächer von Garagen und Nebenanlagen bis zu einer Dachnei-

gung von 10° sind auch andere Materialien und Farben zulassen. 

g) Garagen, Carports und Nebenanlagen 

Für Garagen, Carports und Nebenanlagen sind auch Flachdächer bzw. flach ge-

neigte Dächer bis zu 10° Dachneigung zulässig. 

h) Dachbegrünung 

Flachdächer und flach geneigte Dächer sind dauerhaft extensiv zu begrünen 

(siehe Pflanzgebot 2). 

2.1.2 Fassaden 

Fassaden sind in gedeckten und ortstypischen Farbtönen zu halten. 

Grelle Farben, stark glänzende, reflektierende oder schadstoffabgebende Materialien 

sind unzulässig. 

2.2 Werbeanlagen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

Für die Errichtung von Werbeanlagen ist die jeweils geltende Werbeanlagensatzung der 

Gemeinde Dossenheim maßgebend (derzeitiger Stand 04.10.2013). 

2.3 Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

2.3.1 Gestaltung der unbebauten Flächen 

Die nicht überbauten Flächen mit Ausnahme der Flächen für Zugänge, Zufahrten, Ne-

benanlagen und Stellplätze sind als Grünflächen oder gärtnerisch anzulegen und zu un-

terhalten. 

Lose Material- und Steinschüttungen bzw. flächenhafte Schotterungen (Schottergärten) 

sind unzulässig. 

2.3.2 Stellplätze 

Stellplätze und Zufahrten sind wasserdurchlässig z. Bsp. aus haufwerksporigen Steinen 

(mit wasserdurchlässigen Hohlräumen), Sickerfugen-, Rasengitterpflaster oder Schot-

terrasen auf Kies-, Sand- oder Schotterbetten herzustellen. 

2.3.3 Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern 

Aufschüttungen, Abgrabungen sowie Stützmauern sind außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen (Baufenster + Nebenanlagenbaufenster) nur bis zu einer Höhe von 

0,80 m zulässig. 

Als Ausnahme können für untergeordnete Zugänge, Zufahrten, Stellplätze, Lichthöfe 

etc. höhere Auffüllungen, Abgrabungen und Stützmauern zugelassen werden. 

2.3.4 Einfriedungen 

Die Höhe aller Einfriedungen in einem Abstandsbereich von 1,5 m zu Grundstücksgren-

zen von öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen darf 0,8 m nicht überschreiten. 

2.4 Außenantennen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 
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Je Gebäude ist nur eine Gemeinschaftssatellitenanlage zulässig. 

Wird die Informationsfreiheit wegen wichtiger nicht empfangbarer Informationskanäle 

eingeschränkt, kann als Ausnahme eine weitere Außenanlage zugelassen werden. 

Parabolantennen sind nur auf Dächern und an Gebäudewänden zulässig. Sie müssen 

grundsätzlich farblich auf die Fassade bzw. Dacheindeckung angepasst werden. 

2.5 Niederspannungsfreileitungen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Niederspannungs- und Telekommunikationsfreileitungen sind unzulässig. 

2.6 Stellplatzverpflichtung 

(§ 74 Abs. 2 Nr. 1 und 2 LBO) 

Die Zahl der notwendigen Stellplätze wird wie folgt bestimmt: 

- pro Wohnung:  1,0 Stellplätze 

2.7 Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser 

(§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

Für unverschmutztes Niederschlagswasser ist eine Zisterne mit einem Volumen von 

mind. 2,0 m³ je 100 m² Dachfläche und einem gedrosselten, permanent offenen Abfluss 

von 0,15 bis 0,20 l/s je 100 m² abflusswirksamer Fläche herzustellen, welcher an die öf-

fentliche Kanalisation anzuschließen oder auf dem Grundstück selbst über eine belebte 

Bodenschicht zu versickern ist. 

 

 

 

Ausfertigungsvermerk 

 

Aufgestellt und ausgefertigt 

 

Dossenheim, den 30.06.2022 
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3 Nachrichtliche Übernahme / Hinweise 

3.1 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig handelt, wer den örtlichen Bauvorschriften dieser Satzung vorsätzlich 

oder fahrlässig zuwiderhandelt. Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvor-schrif-

ten können gem. § 75 Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4 LBO als Ordnungswidrigkeit mit einer 

Geldbuße bis zu 100.000 Euro geahndet werden. 

3.2 Duldungspflicht 

Die Grundstückseigentümer haben nach § 126 BauGB die Anbringung von Straßenbe-

leuchtungseinrichtungen und Verkehrsschildern zu dulden. 

Aus den ggf. im Lageplan eingezeichneten Böschungen entlang der Verkehrsflächen 

kann der Höhenunterschied zwischen der geplanten Verkehrsfläche und dem bestehen-

den Gelände der angrenzenden Grundstücke abgeschätzt werden. 

I.d.R. verbleibt ein Seitenstreifen von ca. 0,5 m horizontal und die Böschungen werden 

mit einer Neigung von bis zu 1:2 hergestellt. 

Die unabdingbar notwendigen unterirdischen Betonstützen für die Randsteine / Rabat-

tenplatten entlang der Verkehrsflächen ragen i.d.R. bis zu einer Breite von ca. 0,25 m 

und einer Tiefe von ca. 0,5 m in die angrenzenden Grundstücke. 

3.3 Artenschutz 

Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze dürfen zwischen dem 01.03. 

bis einschließlich 30.09. nicht abgeschnitten, auf Stock gesetzt oder beseitigt werden. 

Davon ausgeschlossen sind Bäume auf gärtnerisch genutzter Grundfläche, sofern eine 

artenschutzrechtliche Überprüfung sichergestellt hat, dass keine Individuen, Fortpflan-

zungs- oder Ruhestätten besonders geschützter Tiere (z.B. Fledermäuse, Vögel oder 

holzbewohnende Käfer) betroffen sind. 

Andernfalls droht das Eintreten eines artenschutzrechtlichen Verbotstatbestands. 

 

Vor Abbruch- oder Bauarbeiten (z.B. Baufeldräumung bzw. -vorbereitung, Gebäudeabriss, 

-umbau, -erweiterung oder -neubau) sind die jeweiligen Baugrundstücke und/oder Ge-

bäude rechtzeitig und zu einem geeigneten Zeitpunkt auf Fortpflanzungs- oder Ruhestät-

ten besonders geschützter Arten (z.B. Vögel, Fledermäuse, Reptilien, etc.) zu untersuchen. 

Ggfs. sind die erforderlichen Maßnahmen vorzusehen und nach Rücksprache mit der un-

teren Naturschutzbehörde entsprechend umzusetzen. Die Begutachtung und ggfs. Festle-

gung geeigneter Maßnahmen hat durch eine fachlich qualifizierte Person zu erfolgen. (vgl. 

hierzu auch das Merkblatt zum Artenschutz im Zusammenhang mit Baumaßnahmen auf 

der Homepage des Rhein-Neckar-Kreises: https://www.rhein-neckar-kreis.de/start/landrat-

samt/naturschutzbehoerde.html). 

3.4 Baugrund 

Den privaten Bauherren wird die Erstellung einer objektbezogene Baugrunduntersu-

chung nach DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 sowie eine Baugrubenabnahme durch ein 

privates Ingenieurbüro empfohlen. 
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3.5 Bodenschutz 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Landes- Bodenschutz- und Altlas-

tengesetzes (LBodSchAG) wird hingewiesen. 

Anfallender humoser Oberboden ist vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen und 

vor Beginn der Arbeiten abzutragen und einer Wiederverwertung zuzuführen. 

Sollten bei der Durchführung von Bodenarbeiten (wie Baugrubenaushub, Erschlie-

ßungsarbeiten, Erdarbeiten zur Gartengestaltung etc.) geruchliche und/oder sichtbare 

Auffälligkeiten bemerkt werden, die auf Bodenverunreinigungen hinweisen, ist die zu-

ständige Untere Bodenschutz- und Altlastenbehörde beim Landratsamt Rhein-Neckar-

Kreis unverzüglich zu verständigen. 

 

- Erdarbeiten dürfen nur bei trockener und frostfreier Witterung und gut abgetrockne-

tem Boden durchgeführt werden. Spätestens, wenn der Boden eine breiartige Kon-

sistenz aufweist und beim Befahren Spurtiefen größer 15 cm auftreten, sind die Ar-

beiten umgehend solange einzustellen, bis wieder ein tragfähiger Bodenzustand vor-

herrscht. Zur Verminderung von Bodenverdichtungen sollten nicht zur Überbauung 

vorgesehene Flächen möglichst nicht befahren werden. 

- Bei allen Baumaßnahmen sind der natürliche Oberboden sowie der kulturfähige Un-

terboden gemäß DIN 18915 zu sichern. Humoser Oberboden (Mutterboden) und Un-

terboden sind getrennt auszubauen, in nutzbarem Zustand zu erhalten, vorrangig ei-

ner Wiederverwendung zuzuführen und bis dahin getrennt zu lagern. Bevorzugt sind 

die Oberböden auf den Baugrundstücken zwischenzulagern und dort im Rahmen 

der Geländeaußengestaltung wieder einzubauen. Dadurch wird eine Verschlechte-

rung, Verbringung und ggf. Entsorgung der hochwertigen Böden vermieden. 

- Als Bodenlager sind ordnungsgemäße Mieten (getrennt noch Ober- und Unterbo-

den) vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1 BBodSchG gewähr-

leisten (Schütthöhe max. 2m, Schutz vor Vernässung etc.). 

- Die anfallenden Erdaushubmassen sind vorrangig auf den Baugrundstücken zu be-

lassen (z.B. Unterbodenmaterial aus Baugrubenaushub als Aufschüttungsmaterial 

verwenden). Sofern das anfallende Bodenmaterial nicht an Ort und Stelle wiederein-

gebaut werden kann, ist es in einem nutzbaren Zustand zu erhalten und einer geord-

neten Wiederverwertung zuzuführen. 

- In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Bereichen sind Bodenverdichtungen zu 

vermeiden, um die natürliche Bodenstruktur vor einer erheblichen und nachhaltigen 

Veränderung zu schützen. 

- Als Aufschüttungsmaterial dürfen kein belastetes Bodenmaterial und kein Oberbo-

den verwendet werden. 

- Im Sinne des vorsorgenden Bodenschutzes sind anfallende Baustellenabfälle (z.B. 

Folien, Farben, u.a.) und nichtmineralischer Bauschutt ordnungsgemäß zu entsorgen 

und dürfen nicht als An- bzw. Auffüllmaterial (Mulden, Baugrube, Arbeitsgraben etc.) 

benutzt werden (§§ 3 und 4 AbfG). Mineralischer Bauschutt ist einer Wiederverwer-

tung zuzuführen (Recycling). Auch in unbebauten Bereichen darf keine Vermischung 

des Bodens mit Bauschutt und Abfall stattfinden. 

3.6 Denkmalschutz 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Be-

funde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde 

umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Ke-

ramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. 

auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der 
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Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde 

oder das Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2 – Operative Archäologie) mit ei-

ner Verkürzung der Frist einverstanden ist. 

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. 

Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 

kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

Auf mögliche Kostentragungspflichten von Investoren und Bauherren für eventuell not-

wendige Sondierungsmaßnahmen und Rettungsgrabungen, bzw. baubegleitende Be-

fundaufnahmen wird vorsorglich hingewiesen. 

3.7 Grundwasser 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Zonen IIIB der Wasserschutzgebiete Nr. 226.042 „ZV 

GWV Eichelberg, Wilhelmsfeld“ und 226.044 „WGV Lobdengau, Ladenburg“. 

Die Schutzbestimmungen der Rechtsverordnungen sind zu beachten. 

 

- Parkplätze und Verkehrsflächen sind entsprechend der Vorgaben der Richtlinien für 

bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wasserschutzgebieten (RiStWag) auszu-

führen. 

- Tiefgaragen sind wasserundurchlässig auszuführen. 

- Abwasserkanäle und -leitungen in Wasserschutzgebieten sind entsprechend den all-

gemein anerkannten Regeln der Technik zu planen, zu bauen, zu prüfen und zu bei-

treiben. Insbesondere das Arbeitsblatt DWA-A 142 „Abwasserleitungen und -kanäle 

in Wassergewinnungsgebieten“ ist zu beachten. Die aus dem Regelwerk abgeleite-

ten Maßnahmen müssen in den Planunterlagen nachvollziehbar dargestellt werden. 

- Maßnahmen, bei denen aufgrund der Gründungstiefe mit Grundwasserfreilegung zu 

rechnen ist, sind rechtzeitig vor der Ausführung beim Wasserrechtsamt, anzuzeigen. 

- Aktuelle und historische Grundwasserstände sind über den Daten und Kartendienst 

der LUBW  http://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/public/ erhältlich. Direktaus-

künfte zu Grundwasserständen erteilt das Regierungspräsidium Karlsruhe. 

- Bohrungen die ins Grundwasser eindringen, das Einbringen von Stoffen ins Grund-

wasser und die Entnahme von Grundwasser zum Zweck der Wasserhaltung bedür-

fen einer wasserrechtlichen Erlaubnis, die rechtzeitig vor Baubeginn beim Wasser-

rechtsamt zu beantragen sind. 

- Ständige Grundwasserabsenkungen mit Ableitung in die Kanalisation oder in Ober-

flächengewässer sind nicht erlaubt. 

- Wird bei Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser angeschnitten, sind die Arbeiten, 

die zur Erschließung geführt haben unverzüglich einzustellen sowie das Wasser-

rechtsamt zu verständigen. 

- Bei der Planung und dem Bau der Entwässerungseinrichtungen zur Ableitung der 

Niederschlagswässer sind die Belange der Grundwasserneubildung zu beachten. 

- Maßnahmen, die ein dauerhaftes Vermindern oder Durchstoßen von Deckschichten 

zur Folge haben, sind nicht zulässig. Ausgenommen sind vorübergehende Eingriffe 

in Deckschichten, wenn ihre Schutzfunktion anschließend mindestens gleichwertig 

wieder hergestellt wird. 

- Die Erdwärmenutzung mittels Erdwärmesondenbohrungen ist nach der Rechtsver-

ordnung des Landratsamtes Rhein-Neckar-Kreis nicht generell verboten. Die Zuläs-

sigkeit einer Anlage wird, unter der Voraussetzung der Verwendung vom reinem 

Wasser als Wärmeträgerfluid im Sondenkreislauf, sowie der Einhaltung der beste-

henden Bohrtiefenbegrenzung durch das Wasserrechtsamt in einem Erlaubnisver-

fahren festgestellt. Die Errichtung und der Betrieb einer Erdwärmesondenanlage 
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bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis, diese ist beim Wasserrechtsamt rechtzeitig 

zu beantragen. Wir empfehlen daher eine frühzeitige Kontaktaufnahme. 

3.8 Niederschlagswasserbeseitigung / Regenwasserbewirtschaftung 

Gemäß § 55, Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes soll Niederschlagswasser ortsnah 

versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 

Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtli-

che noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange 

entgegenstehen. 

Maßgebend hierzu ist die Verordnung des UVM über die dezentrale Beseitigung von 

Niederschlagswasser vom 22.03.1999.  

Niederschlagswasser wird schadlos beseitigt, wenn es flächenhaft oder in Mulden auf 

mindestens 30 cm mächtigen bewachsenen Boden in das Grundwasser versickert wird. 

Für eine dezentrale Versickerung sind i. d. Regel mind. 10 % der angeschlossenen ab-

flusswirksamen Flächen erforderlich. Die Versickerungsmulde sollte ggfs. über einen 

Notüberlauf zur schadlosen Ableitung des Niederschlagswassers zur örtlichen Kanalisa-

tion verfügen. 

Der Abstand zum höchsten Grundwasserstand muss dabei mindestens 1 Meter betra-

gen. 

Das Versickern von Niederschlagswasser in unterirdischen Anlagen bedarf einer was-

serrechtlichen Erlaubnis. 

Niederschlagswasser darf nach § 1 der o.g. Verordnung erlaubnisfrei versickert oder als 

Gemeingebrauch in ein oberirdisches Gewässer eingeleitet werden wenn es von folgen-

den Flächen stammt:  

- Dachflächen, mit Ausnahme von Dachflächen in Gewerbegebieten und Industriege-

bieten sowie Sondergebieten mit vergleichbaren Nutzungen, 

- befestigten Grundstücksflächen, mit Ausnahme von gewerblich, handwerklich und 

industriell genutzten Flächen,  

- öffentlichen Straßen, die als Ortsstraßen der Erschließung von Wohngebieten dienen, 

und öffentlichen Straßen außerhalb der geschlossenen Ortslage mit Ausnahme der 

Fahrbahnen und Parkplätze von mehr als 2-streifigen Straßen.  

- beschränkt öffentlichen Wegen und Geh- und Radwegen, die Bestandteil einer öf-

fentlichen Straße sind.  

Es wird empfohlen, zunächst den vorhandenen Untergrund auf seine Versickerungsfä-

higkeit hin zu untersuchen. 

PKW-Stellplätze sollten wasserdurchlässig gestaltet werden. Das kann auch für Berei-

che gelten, auf denen unbelastetes Niederschlagswasser anfällt.  

Es wird empfohlen, alle bestehenden flach geneigten Dächer, die zur Sanierung anste-

hen, zu begrünen.  

In festgesetzten und vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten sind die Anfor-

derungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

(AwSV-Bundesverordnung) zu beachten. 

In Wasserschutzgebieten sind die Auflagen der jeweiligen Schutzgebietsverordnung zu 

beachten. 
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3.9 Zisternen / Brauchwasseranlagen 

Bei der Nutzung von Zisternenwasser im häuslichen Bereich muss das DVGW Arbeits-

blatt W 555 des § 13 Abs. 3 und § 17 der Trinkwasserverordnung beachtet werden. 

Auf die Anzeigepflicht von Zisternen und Brauchwasseranlagen wird hingewiesen. 

3.10 Wärmepumpen, Klima-, Kühl- und Lüftungsgeräte 

Zur Vorbeugung von Lärmbeschwerden, die von stationären Geräten wie Klima-, Kühl-, 

Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerke oder deren nach au-

ßen gerichtete Komponenten ausgehen, wird auf die Einhaltung der Grundsätze des 

„Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten" hin-

gewiesen. 

Die in Tabelle 1 des Leitfadens genannten Abstände zu maßgeblichen Immissionsorten 

sind einzuhalten. 

3.11 Wasserversorgung 

Wasserversorgungsanlagen sind gemäß § 44 Abs. 4 WG nach den allgemein anerkann-

ten Regeln der Technik zu errichten, zu unterhalten und zu betreiben. 

 


